
stärkste	 seit	 der
Wiedervereinigung.	 Gegner	 und
Befürworter	gab	und	gibt	es	 in	Ost
und	 West.	 Aber	 klar	 ist:	 Im	 Osten
waren	 und	 sind	 die	 Gegner	 stärker
vertreten	als	im	Westen.	Und	nur	im
Osten	 wird	 von	 manchen	 die
gegenwärtige	 gesellschaftliche	 und
politische	Situation	als	Fortsetzung
der	 DDR-Verhältnisse	 gedeutet.	 Im
Wahlkampf	 für	 den	 Brandenburger
Landtag	 plakatierte	 die	 AfD	 gar:
«Vollende	die	Wende!»
Was	 bewegt	 diese	 ostdeutschen

«Wutbürger»?	 Es	 sind	 meist
westdeutsche	 Ostexperten,	 die
ethnologische	 Expeditionen	 in	 die
Abgründe	 der	 ostdeutschen	 Seele
unternehmen.	 Oft	 entdecken	 sie



dabei	 Nationalismus	 und
Ausländerfeindlichkeit,	 die	 sie	 als
unbewältigtes	Erbe	aus	der	Nazizeit
deuten.	Daran	knüpfen	sie	die	bange
Frage,	 ob	 die	 Demokratie	 in
Deutschland	 neuerdings	 vom	Osten
her	 gefährdet	 sei.	 Ostdeutsche
empfinden	solche	Befürchtungen	als
kränkende	 kollektive
Diskriminierung,	 und	 das	 nicht	 zu
Unrecht,	 weil	 die	 entdeckten
Gefahrenpotenziale	 pauschal	 oder
doch	 mehrheitlich	 und	 «bis	 in	 die
Mitte	 der	 Gesellschaft»	 hinein
vermutet	werden.	Das	verschärft	die
Polarisierung.
Bleibt	 die	 Frage,	 ob	 das

Migrationsproblem	 tatsächlich	 den
tiefen	 Grund	 für	 die	 neuen	 Ost-



West-Spannungen	 liefert.	 Vieles
spricht	dafür,	 so	unter	anderem	die
zeitliche	 Abfolge	 des
Stimmungswandels,	 der	 Inhalt	 der
öffentlichen	 Kontroversen	 und	 die
Reaktion	 der	 Politik.	 All	 dies	 lässt
sich	gut	belegen.	Und	der	Ost-West-
Unterschied	 ist	 auch	 historisch
plausibel	 zu	 begründen,	 vor	 allem
mit	 den	 sehr	 unterschiedlich
intensiven	 Erfahrungen	 mit
Ausländern	in	Ost	und	West	zur	Zeit
der	 deutschen	 Teilung.	 Im	 Westen
gab	 es	 eben	 einen	 über	 Jahrzehnte
zunehmenden	 Kontakt	 mit	 dem
Fremden,	 der	 im	 weitgehend
isolierten	 Osten	 unterblieb.
Wohlgemerkt:	 Erklären	 heißt	 nicht
entschuldigen.	Für	tätliche	Angriffe



oder	 gar	 Mord	 und	 Brandstiftung
gibt	es	keine	Entschuldigung.
Neuerdings	 wird	 aber	 die

Bedeutung	 dieser	 Zusammenhänge
bestritten.	Es	war	wohl	zuerst	Petra
Köpping,	 die	 damalige	 sächsische
Ministerin	 für	 Integration,	 die	 in
einer	 viel	 beachteten	 Streitschrift
unter	dem	Titel	Integriert	doch	erst
mal	 uns!	 Eine	 Streitschrift	 für	 den
Osten	(2018)	eine	andere	Erklärung
für	 ostdeutsche	 Wut	 vortrug.
Demnach	 haben	 ostdeutsche
Vorbehalte	 gegen	 Ausländer	 und
Ausländerfeindlichkeit	 gar	 nichts
mit	den	Erfahrungen	 in	der	DDR	zu
tun,	 sondern	 entstammen	 den
Demütigungen,	 die	 Ostdeutsche
nach	 der	 deutschen



Wiedervereinigung,	 also	 nach	 dem
Ende	der	DDR,	erfahren	haben,	und
zwar	 vor	 allem	 durch	 die
Treuhandanstalt,	die	im	Auftrag	der
westdeutschen	 Industrie	 die
ostdeutsche	 Konkurrenz
rücksichtslos	 kaputtmachte	 und	 so
die	 Lebensleistungen	 Ostdeutscher
vernichtete.	 Weil	 Ostdeutsche
durch	 die	 Treuhandanstalt
gedemütigt	 und	 betrogen	 wurden,
sei	 bei	 manchen	 von	 ihnen	 das
Bedürfnis	 entstanden,	 andere
Gruppen	 von	 Menschen	 zu
demütigen,	 und	 das	 sei	 der	 Grund
für	ostdeutschen	Ausländerhass.1
Zum	 Zweck	 der	 Versöhnung

zwischen	 Ost-	 und	 Westdeutschen
forderte	sie	deshalb	die	Einrichtung


